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Auf unsere Artikel im letzten „blick-
punkt“ zum Thema Arzttermine und
die Sorgen um die ärztliche Versor-
gung haben wir sehr viel Zustimmung
erfahren. Viele haben von ähnlichen
Erlebnissen berichtet.
Auch die Angst, den Hausarzt zu ver-
lieren, wenn dieser aus Altersgrün-
den seine Praxis demnächst schließt,
geht um. Es wird von vier Ärzten allein
in Mörfelden gesprochen.
Von einem Neubürger erfuhren wir,
dass er Mühe hatte, einen Arzt in Mör-
felden zu finden. So mancher frühere
Patient einer gutgehenden Allge-
meinarztpraxis in Mörfelden ist immer
noch sauer darüber, dass es auf einmal
hieß: wir behandeln nur noch Privat-
patienten.
Auch die unterschiedlichen Wartezei-
ten für einen Facharzttermin zwi-
schen Kassenpatienten und Privat-
patienten bei einigen Praxen in den
Nachbarstätdten, mit sogar unter-
schiedlichen Wartezimmern, stößt
auf Empörung und ist für manchen
Privatpatienten sogar peinlich. Viele
meinten, die privaten Krankenkassen
hätten erst gar nicht zugelassen wer-
den dürfen, da sie immer mehr zur
Zweiklassenmedizin führen.

Nach den jüngsten Zahlen der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung
(KBV) gibt es derzeit rund 60.000 Haus-
ärzte und 78.000 niedergelassene
Fachärzte.
Trotz des zunehmenden Mangels an
Hausärzten in vielen Regionen
Deutschlands haben im vergangenen
Jahr besonders wenige junge Medizi-
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ner diese Laufbahn eingeschlagen.
Von den 10.127 Ärzten, die nach der
Ausbildung ihre Weiterbildung ab-
schlossen, waren laut Kassenärztli-
cher Bundesvereinigung (KBV) nur
949 Hausärzte. Das seien so wenige,
wie seit Jahren nicht. „Wenn wir jetzt
nicht handeln, werden wir in zehn
Jahren vor einem Desaster stehen“,
so der KBV-Vorstand.
Im Jahr zuvor waren es laut den KBV-
Zahlen noch 1298 Hausärzte, davor
1085 und 1168.
Die Grundversorgung drohe deshalb
zusammenzubrechen.
„Bis 2020 scheiden 48.000 niederge-
lassene Ärzte altersbedingt aus“, sagt
die KBV. „Die ärztliche Ausbildung an
den Universitäten ist nicht am medi-
zinischen Versorgungsbedarf ausge-
richtet“, heißt es.

Die Kultusminister der Länder müs-
sen die Weichen für eine bessere Ab-
bildung der Grundversorgung in der
Hochschulmedizin stellen und in den
Kommunen muß Druck entwickelt
werden wenn es zu wenig Ärzte gibt.
Wenn Praxen schließen, wir aber nicht
gegensteuern, sind immer mehr Men-
schen wegen fehlender Grundversor-
gung auf Krankenhausaufenthalte
angewiesen.

Es ist deshalb unverständlich, dass
sich die SPD/Grünen-Koalition im
Mörfelder Stadtparlament so vehe-
ment dagegen wehrte, das von der
DKP/LL-Fraktion eingebrachte The-
ma „ärztliche Versorgung in unserer
Stadt“ zu behandeln.

Hoeneß. Das war ja mal eine Diskus-
sion. Die Zeitungsüberschriften
wurden immer fetter, die Talkshows
kamen stundenweise. Und was für
ein Quatsch wurde da verzapft. Eini-
ge sagten: Ein ehrenwerter Mensch
sei er ja trotz alledem, der Ulli Hoe-
neß. Aber die meisten spürten doch:
er ist ein ganz gewöhnlicher Betrü-
ger. Und sie heißen nicht nur Hoe-
neß und Klaus Zumwinkel und es ist
nicht nur die Schweiz und Liechten-
stein, wo sie das Geld verstecken.
Auch die „Schatzinseln“ sind be-
kannt. Nur, was versteckt und ge-
tarnt ist, kommt selten in die Steu-
erschatullen zurück. Aber hier fehlt
es für Gesundheit, Bildung und die
Daseinsfürsorge in den Kommunen.
Es sind ja auch nicht nur Fußballgrö-
ßen oder Firmenmanager die vor-
machen, wie man verschleiert und
versteckt. Auch der ehemalige Bun-
deskanzler Kohl (CDU) bestätigte
nach vorherigem Abstreiten
schließlich die Existenz von schwar-
zen Konten. 2,1 Millionen DM wa-
ren es damals. Die Namen der Spen-
der nannte Kohl nicht; er habe den
Spendern sein „Ehrenwort“ gege-
ben, ihre Namen nicht zu verraten.
Da ging es auch schon um ordentli-
che Summen. Eine Provisionszah-
lung der Firma Thyssen an die CDU
in Höhe von 1,3 Millionen DM wur-
den 1991 einmal auf einem Park-
platz in der Schweiz in bar überge-
ben.
Auch die hessische CDU hatte ihre
Affären. Unter anderem hatten der

Hoeneß und der
Kapitalismus

Fortsetzung nächste Seite
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ehemalige Innenminister Manfred
Kanther und der frühere CDU-Lan-
desschatzmeister Prinz zu Sayn-
Wittgenstein mehrere illegale Par-
teispenden als angebliches Ver-
mächtnis von „verstorbenen Juden“
verbucht. Roland Koch erklärte, die-
se Vorgänge seien ihm nicht bekannt
gewesen und er versprach die „bru-
talstmögliche Aufklärung“. Richtig
„aufgeklärt“ wurde nichts.

Endlos könnte man so weiterschrei-
ben. Über Schwarzgeld, Steueroa-
sen, Großspenden an die Parteien.
Und Hoeneß? Wie passt der in die
Kolumne? Er mit seinen „morali-
schen“ Auftritten?

Heinrich Heine hat es in seinem
„Deutschland. Ein Wintermärchen“
so gut geschrieben:
„Ich kenne die Weise, ich kenne den
Text, ich kenn auch die Herren Ver-
fasser; ich weiß, sie tranken heim-
lich Wein und predigten öffentlich
Wasser.“

Wir sollten aufhören, den kleinen
Plattenleger, der mal was ohne Rech-
nung gearbeitet hat, mit der Unver-
frorenheit der Millionäre gleichzu-
setzen.
Die Supermillionäre Hoeneß und Co.
sind keine Ehrenmänner. Es sind raff-
gierige und egoistische Asoziale.

Übrigens, dies alles kann man auch
bei Karl Marx schon nachlesen. Marx
zitiert im „Das Kapital“, MEW 23, S.
801, den britischen Gewerkschafter
T. J. Dunning:
„Das Kapital hat einen Horror vor
Abwesenheit von Profit oder sehr
kleinem Profit, wie die Natur vor der
Leere. Mit entsprechendem Profit
wird Kapital kühn. Zehn Prozent si-
cher, und man kann es überall an-
wenden; 20 Prozent, es wird lebhaft;
50 Prozent, positiv waghalsig; für
100 Prozent stampft es alle mensch-
lichen Gesetze unter seinen Fuß; 300
Prozent, und es existiert kein Ver-
brechen, das es nicht riskiert, selbst
auf Gefahr des Galgens. Wenn Tu-
mult und Streit Profit bringen, wird
es sie beide encouragieren."
Aktueller Marx.

Unter Aufsicht
Nach dem Beschluss, den „Schutz-
schirm“ der CDU/FDP-Landesre-
gierung in Anspruch zu nehmen,
ist dank SPD und Grünen jetzt der
Regierungspräsident in Darm-
stadt als Aufsichtsbehörde für die
Genehmigung des Haushalts un-
serer Stadt zuständig. Jetzt wur-
de „vom RP mitgeteilt, dass mit
einer Genehmigung erst vor den
Sommerferien zu rechnen sei.“
Frühestens im Juni wird damit
gerechnet. Solange ist die Hand-
lungsfähigkeit der Stadt zusätz-
lich eingeschränkt. So viel zum
Thema „kommunale Selbstver-
waltung“.

Fortsetzung von Seite 1 Leserbrief an
„ver.di-news 06“

zum Artikel „Sorge um
die Zukunft“ von
Frank Bsirske

Sorge um die Zukunft
„Sorge um die Zukunft“, ja, die mache ich
mir auch. Aber anders als die Luftverkehrs-
wirtschaft und die Gewerkschaften incl.
Verdi. Ich mache mir Sorgen um die Zu-
kunft unserer Kinder und Enkel. Ich wohne
in Mörfelden, ca. 3 km Luftlinie von der
Startbahn 18 West des Frankfurter Flug-
hafens entfernt. Seit Anfang der 80er Jah-
re wurden über 400 ha Wald
(zwischenzeitlich war er als Bannwald aus-
gewiesen) abgeholzt nur für den Flugha-
fen. Dazu kam der Flächenverbrauch für
Straßen und Bahn. Damals gab es ca.
220.000 Flugbewegungen, heute sind es
fast 500.000. Einher geht die Zunahme des
Lärms, der Luftschadstoffe, der Wirbel-
schleppen, dem Anschwellen der lärmbe-
dingten Krankheiten. Die Mediation (ein-
gerichtet unter Eichel in Vorbereitung des
Ausbaus mit neuer Landebahn und zur
"Befriedung" der Region) beschloss ein
Paket: Ausbau ja, Einführung der Nacht-
ruhe von 23 bis 5 Uhr. Das war Konsens der
Fraport und der Regierung. "Ohne Nacht-
flugverbot kein Ausbau, ohne Ausbau kein
Nachtflugverbot", so Roland Koch.
Fast jeden Montag bin ich am Flughafen,
um für eine Ausweitung der Nachtruhe,
auf Begrenzung der Flugbewegungen
und Stilllegung der Landebahn Nord zu
demonstrieren. Unter ihnen - wie ich - Ver-
di-Mitglieder.
Frank Bsirske hat sich bestimmt keine
Freunde gemacht, als er sich gegen ein
strengeres Nachtflugverbot aussprach. Da
scheut er nicht einmal zurück, wenn Spal-
tergewerkschaften wie Ufo und Cockpit
und ebenso die Vorstandsherren der Flug-
häfen und Luftverkehrswirtschaft mit im
Boot sitzen. Die Wettbewerbsverzerrun-
gen kommen wohl sicher nicht von der
Nachtruhe, sondern durch die Billigflüge,
die ebenso wie die ganze Luftverkehrswirt-
schaft subventioniert werden (Verzicht auf
die Treibstoffsteuer). Die Luftverkehrssteu-
er - auch Lärmtaler genannt - ist eine Win-
zigkeit gegenüber den Schäden durch den
Luftverkehr.
Gewerkschaften, so meine ich, müssten an
die Probleme grundsätzlicher herange-
hen. Im Kapitalismus ist der Arbeitende
gezwungen, seine Arbeitskraft zu verkau-
fen. Zumeist kann er sich nicht aussuchen
wo. Und so arbeiten viele auf Flughäfen,

bei Fluggesellschaften, in Kernkraftwer-
ken, als Zivilbeschäftigte bei der Bundes-
wehr oder in Rüstungsbetrieben. Auch sie
fürchten um ihre Existenz, wenn die Bran-
che nicht floriert und rufen dann nach ih-
ren Gewerkschaften. Nachtflugverbot, En-
ergiewende, Abrüstung und Verbot des
Kriegswaffenexports sind Stichworte, die
ihre Zukunftsängste wecken. Deshalb wer-
den viele ver.di-Mitglieder bei Fraport,
Lufthansa etc. von ihrem Gewerkschafts-
vorsitzenden diese Aussagen erwartet ha-
ben. Kommt hinzu, das Organisationen
wie Cockpit oder Ufo sich ganz schnell als
alleinige Vertreter der Beschäftigten auf-
spielen, wenn ver.di hier schwiege. Dabei
geht es ihnen in der Regel um kurzfristige
Interessen, gesellschaftliche Fragen klam-
mern sie zumeist aus.
Von einer Gewerkschaft ist aber mehr zu
erwarten, sie muss die gesellschaftlichen
Hintergründe beleuchten. Ist es denn
überhaupt sinnvoll, dass weitere 20 Milli-
onen Passagiere in Frankfurt in die Luft
gehen, um z. B. morgens in Hamburg und
mittags in München an Konzernmeetings
teilzunehmen. Oder der Kegelklub, der
zum Ballermann nach Mallorca will, um
zu feiern. Steht das Recht auf körperliche
Unversehrtheit konträr zum Recht auf Ar-
beit, oder sind es im Kern "nur" die Profit-
interessen, die sie unvereinbar erscheinen
lassen? Diesen Fragen müssen sich Ge-
werkschafter stellen. Das ist nicht einfach,
denn auch den Beschäftigten dieser Bran-
chen sitzt die Angst vor Hartz IV im Nacken.
Auch bei ihnen kommt zunächst das "Fres-
sen" vor der Moral. Wenn aber Gewerk-
schaften keine gesellschaftspolitischen Al-
ternativen aufzeigen, droht ihnen der Ver-
lust ihres Mandats.

Rudolf Dötsch,
Schumannstr. 3, Mörfelden-Walldorf
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ES GEHT LOS !

Die ersten
„Schutzschirm-
Gebührenerhöhungen“
beschlossen

Diese Zeitung hat die Folgen des „Schutz-
schirm“-Beschlusses im Frühjahr genau
beschrieben.  Jetzt geht‘s los!

Dietmar Treber sagte in der letzten Stadt-
verordneten-Sitzung zum Thema:

Heute stehen nach dem Beitritt unter
den sogenannten „Schutzschirm“,
dem unsere Fraktion nicht zuge-
stimmt hat, zum ersten mal Anträge
auf der Tagesordnung, wo es um
Gebührenerhöhung geht.

Die Eintrittspreise für Badesee und
Waldschwimmbad sollen auf Antrag
des Magistrates erhöht werden.

Kurze Rückblende:
Im Vorfeld zu der Entscheidung über
einen Beitritt zum sogenannten
„Schutzschirmprogramm“ gab es am
23. Januar eine Bürgerversammlung
dazu in der Walldorfer Stadthalle. Der
Bürgermeister und der Erste Stadtrat
informierten die BürgerInnen über
das Schutzschirmprogramm und sei-
ne Folgen.
In Folien, an die Leinwand projiziert,
wurde auch darüber Auskunft gege-
ben, was dies konkret bedeutet, was
alles teurer wird und wie viel das kos-
tet.
Zu den Punkten, die wir heute zur
Entscheidung vorliegen haben, war
an diesem Abend  zu lesen: Gebüh-
renerhöhung bei Badesee und Wald-
schwimmbad um 6%.
So wurde es auch vom Bürgermeister
verkündet. Diese Information war
auch im Netz, auf der Homepage der
Stadt Mörfelden-Walldorf zu lesen.
Wenige Tage später, in einem Brief
vom 25. Januar, wurden vom 1. Stadt-
rat alle Stadtverordneten über die
Folgen des „Schutzschirmes“ infor-

A U S  D E M  S TA D T P A R L A M E N T

miert. Hier ist zu lesen: „Erhöhung
aller Benutzungsgebühren, mit Aus-
nahme der Bestattungsgebühren
und der Abfallbeseitigungsgebühren
um 6%.“
Bei allen Veranstaltungen, im Inter-
net und der offiziellen Stadtpost an
die Volksvertreter wurde laut und
deutlich gesagt, die Benutzergebüh-
ren in unserer Stadt steigen um 6%.
Jetzt wird uns eine Vorlage zur Ab-
stimmung vorgelegt - von 6% keine
Rede mehr.

Hier einige Beispiele aus der neuen
Gebührenordnung:
Erhöhung der Eintrittspreise für den
Badesee:
Einzelkarte für Erwachsene um 25%,
für Jugendliche um 25%, Abendta-
rif um 25 %, Abendtarif für Jugend-
liche um 100%.
Die Preise für das Waldschwimm-
bad erhöhen sich jetzt für die Einzel-
karte bei Erwachsenen um 17,5%,
Dauerkarte Erwachsene um 14,6%,
Familienkarte um 15,8 %.

Jetzt frage ich mich, hat der Kämme-
rer eine Rechenschwäche, hat der
Bürgermeister im April schon  jetzt
vergessen was er im Januar den Bür-
gerInnen verkündet hat oder wird
hier Politik gemacht nach dem Motto
„was schert mich mein Gerede der
vergangenen Tage“? Wie auch immer.

Das was heute passiert, ist im hohen
Maß unseriös und eine Täuschung
der Bürger unserer Stadt.
Und das ist noch freundlich ausge-
drückt. Die Bürger unserer Stadt be-
urteilen dies wesentlich drastischer.
Selbst wenn man jetzt auf eine Anhe-
bung der Gebühren, verteilt auf drei
Jahre, verweist, auch dann kommt
man nicht auf 6%.
So wie in diesem Fall Politik gemacht
wird, trägt das dazu bei, dass sich die
Leute von der Kommunalpolitik ab-
wenden und verschaukelt fühlen.
Kommentare wie „Die machen ja doch
was sie wollen“ oder „Wir werden ja
doch nur verarscht“ sind immer wieder
zu hören.

Die Menschen wenden sich mit sol-
chem Verhalten von der Politik ab, so
wird Politikverdrossenheit gemacht.
Wenn bei einer Wahl, wie gerade in
unserer Stadt geschehen, keine 40%
der Bevölkerung mehr wählen gehen
da darf man sich nicht wundern. Die
Bürger beteiligen sich dann nicht
mehr an Demokratie.

Zur Sache selbst:

Ob Schwimmbad oder Badesee. Hier
kann man sich sportlich betätigen,
sich erholen und seine Freizeit ver-
bringen oder gar kleine Urlaube
zwischendurch machen. Schwimm-
bad und Badesee sind beliebte und
wichtige Orte für ganze Familien und
Menschen unserer Stadt. Beide Ein-
richtungen sind ein entscheidendes
Stück Lebensqualität in unsere Dop-
pelstadt.
Diese Orte sollten auch in Zukunft für
ein günstiges Geld für alle zugänglich
sein.

Eine Gebührenerhöhung lehnen wir
ab.

Noch ein Letztes:

Mit der heutigen Gebührenerhö-
hungsdebatte beginnt eine Kosten-
lawine, die auf die Bürger nach dem
Beitritt zum sogenannten Schutz-
schirm zukommt. Wie danach die
Höhe der Kosten aussieht, davon
bekommen die Menschen heute ei-
nen Vorgeschmack. Die Kostener-
höhungen beginnen mit den Gebüh-
renerhöhungen für Schwimmbad
und Badesee. Es geht weiter mit den
Gebühren der Musikschule und Hun-
desteuer und wird auch vor der Erhö-
hung der Kinderbetreuungskosten
nicht Halt machen.

Die Bürgerinnen und Bürger dieser
Stadt können sich auf einiges gefasst
machen!

. ..  und sie sollten sich nicht alles
gefallen lassen!
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Sie lesen gerne den
„blickpunkt“?

Gut!

Unser Spendenkonto:
Kreissparkasse Groß-Gerau

Konto 9003419,
BLZ 50852553

Am langen Pfingstwochenende schon was vor?
Lust auf politische Diskussionen, Konzerte, Kultur, Sport und gemein-
sam mit uns zu feiern?
Dann bist du recht herzlich zum diesjährigen Südpfingstcamp "Som-
mer, Sonne Sozialismus" der „Sozialistischen Deutschen Arbeiterju-
gend“ (SDAJ ) eingeladen!
Stattfinden wird es vom 17.-20. Mai am Jugendzeltplatz Eutersee in
Hesseneck-Schöllenbach.
Tagsüber an vielen verschiedenen Runden zu politischen Themen
teilnehmen oder einfach mit FreundInnen auf der Wiese chillen, um
sich zu unterhalten. Am Abend gibt es Bier, gute Cocktails und Live-
Musik aus dem Bereich: Ska, Hip-Hop und Alternative Rock!
Schlafplatz, politische Runden, Konzerte und Verpflegung (Frühstück
und Mittagessen) – alles inklusive.
Drei Übernachtungen auf dem Zeltplatz sowie Frühstück und Mittag-
essen kosten normal 25 Euro.
Der Besuch ist kostenlos!
Zur Unterstützung bitten wir um Spenden und verkaufen Solibut-
tons.
Lust bekommen? Dann 25 € zusammenkratzen, Karte kaufen, Zelt,
Schlafsack, Isomatte und FreundInnen einpacken und los geht's.
Aktuelle Infos auf suedcamp.de

Der von der DKP/LL geforderte Ak-
teneinsichtsausschuss zu den Erwei-
terungsplänen des Bausteinwerks Dr.
Blasberg am Bornbruch hat getagt.

Die Akteneinsicht war nicht sehr er-
giebig, aber durchaus aufschluss-
reich.

Seitens der SPD nahm nur der Aus-
schussvorsitzende Einsicht - die an-
deren SPD-Vertreter/innen hatten
kein Interesse oder kannten die Akte
schon. Sie alle stimmten trotzdem
einem Abschlussbericht zu, den die
Stadtverordnetenversammlung in-
zwischen zur Kenntnis nahm. Darin
wird u.a. festgestellt , dass es „einen
Übersichtsplan zur geplanten Werks-
erweiterung des Kalksandstein-
werks“ gibt und eine Antwort des
Forstamts Groß-Gerau auf eine An-
frage zum „Waldstatus“. Auch dass
der Bürgermeister SPD und Grüne zu
einem Ortstermin bei dem Hessischen
Bausteinwerk eingeladen hat.

Bürgermeister Becker betonte er-
neut, dass noch keine Bau- oder sons-
tige Anträge zu Verfahren vorliegen,
an denen die Stadt zu beteiligen wäre.

Wir sind aus Erfahrung davon über-
zeugt, dass die Stadt gut beraten
wäre, frühzeitig die Erweiterungsplä-
ne öffentlich zu machen und dazu
Stellung zu nehmen. Das scheinen
SPD und Grüne nicht vorzuhaben. Sie
sagen nichts. Vieles spricht dafür, dass
sie wie bei der Genehmigung einer
Betriebserweiterung durch Teilverfül-
lung des Bornbruchsees dem RP die
Entscheidung überlassen.

Betriebserweiterung am Bornbruch geplant
SPD und Grüne schweigen

Es gab Zeiten, da wäre bei geplanten
Betriebserweiterungen im Außenbe-
reich unserer Stadt von den Grünen
ein Aufschrei gekommen. Der blieb
bisher trotz oder wegen „Landtags-
vorwahlkampf“ aus. Man darf ge-
spannt sein, ob da noch was kommt.

Die DKP/LL-Fraktion hat jetzt um ei-
nen Ortstermin und ein Gespräch
beim Hessischen Bausteinwerk Dr.
Blasberg GmbH & Co.KG - Betonwerk
Mörfelden GmbH gebeten, um aus
erster Hand mehr zu erfahren.
Und wir werden auch weiter offen
und öffentlich darüber reden, dass
im Oberwald 15.000 m² Wald für eine
Betriebserweiterung gefällt werden
sollen.                               Gerd Schulmeyer

S D A J   HESSEN   Kontakt: www.SDAJ-Hessen.de
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Bei den Vorbereitungen für die 1. Mai-
Kundgebung ist der DGB Mörfelden-
Walldorf über eine Hürde gestolpert,
die zukünftig auch für andere Orga-
nisationen und Vereine ein Problem
werden könnte.

Seit Mai 2012 gilt in Hessen ein Gast-
stättengesetz, das Veranstalter von
Vereinsfesten für die Verabreichung
von Speisen und Getränken gegen
Entgelt zu einer gebührenpflichtigen
Anzeige über den „vorübergehen-
den Betrieb eines Gaststättengewer-
bes“ beim kommunalen Gewerbe-
und Ordnungsamt verpflichtet.

Diese Anzeige wird von der Kommu-
ne an Fachbehörden wie die Bauauf-
sicht und Lebensmittelüberwachung
weitergeleitet. Damit werden die Ver-
anstalter Auflagen unterworfen. Al-
lein die lebensmittelrechtlichen Be-
stimmungen stellen hohe Anforde-
rungen an Räumlichkeiten, vom Ver-
kaufsstand bis zur Personaltoilette,
an die Speisen selbst, insbesondere
wenn sie zuvor in privaten Haushal-
ten hergestellt werden, bis hin zu
Auflagen für diejenigen, die Speisen
und Getränke ausgeben.

Was bedeutet das? Dass man beden-
kenlos Speisen zu sich nehmen kann.

Hallo „blickpunkt“-Redaktion,
von Mörfelden-Walldorf nach Dorn-
heim nehme ich die S-Bahn.
Dabei fällt mir immer wieder auf, dass
der Fahrstuhl im Bahnhof Mörfelden
außer Betrieb ist und also kein barri-
erefreier Zugang zu den Gleisen 2 und
3 möglich ist.
Natürlich wird es heißen: Der Lift wird
ständig von Vandalen außer Betrieb
gesetzt. Dennoch: Gemäß Integrati-
onsgesetz in Hessen sind solche Bar-
rieren abzubauen.
Der Lift darf nicht nur als Feigenblatt
dienen! Was sagt ein rollstuhlfahren-
der Finanzminister dazu?
Ist die Bahn unfähig, ihre Anlagen in
Betrieb zu halten?
                                           H.A., Dornheim

Leserbrief

Das konnte man bisher aber auch, es
ist einem nicht mehr passiert, als
wenn man in einem Lokal essen ging.
Es bedeutet nun aber auch, dass ein
herkömmlicher Stand, an dem bisher
Waffeln gebacken, Kaffee ausge-
schenkt oder Würstchen gebraten
wurden, vielleicht eher wie ein ge-
werblicher Verkaufswagen ausgestat-
tet sein muss; dass Dixi-Klos für „das
Personal“ bereitgestellt werden müs-
sen, „das Personal“ über gültige Ge-
sundheitspässe verfügen muss; dass
Kuchen nicht mit Creme oder Sahne
gebacken, Salat nicht mit Mayonnai-
se hergestellt werden darf und für
bestimmte Zusatzstoffe Auszeich-
nungspflicht besteht.

Das und mehr bedeutet es. Das und
mehr wird Vereins- und Straßenfeste
komplizieren, verteuern, die Einnah-
men schmälern für die Vereine, die
auch über solche Feste ihre Arbeit
finanzieren, es könnte dadurch so
wenig lukrativ werden, dass es diese
Feste vielleicht bald nicht mehr gibt.
Das hochgelobte Ehrenamt, so wird
seine Arbeit erschwert und behindert.
Der soziale Raum, so wird er vernich-
tet.

Pressemitteilung des DGB-Orts-
verbandes Mörfelden-Walldorf

Jochen Nagel (links), Wahlkreiskandidat der Linken zur Bundestagswahl, und Marjana
Schott (rechts), Landtagsabgeordnete der Linken, sprachen im Bürgerhaus zum Erfolg
der Aktionen gegen das „Kinderförderungsgesetz“ der CDU/FDP-Landesregierung.
Die angekündigten „Nachbesserungen“ reichten allerdings nicht aus. Außerparla-
mentarischer Druck für bessere Arbeitsbedingungen in den KITAs sei auch weiterhin
nötig. Leo Spahn (Stadtverordneter der DKP/Linke Liste) moderierte die Veranstaltung
der örtlichen Linken.

Das  Ende  von  Vereinsfesten?
Unvergessen
Vor 30 Jahren starb die Familie
des Frankfurter Pfarrers Jürges
beim Absturz eines Kampfflug-
zeugs in unmittelbarer Nähe des
Waldstadions.
Zu ihrem Gedenken bekam der
Weg am ehemaligen KZ-Außen-
lager Walldorf den Namen „Fa-
milie-Jürges-Weg“.
Am Mittwoch, 22. Mai 2013, 18
Uhr wollen wir dort mit Blumen
und Kurzansprachen zeigen,
dass sie nicht vergessen sind.
Alle Friedensfreunde sind dazu
herzlich eingeladen.

Blockaden und Aktionen
gibt es am 31. Mai 2013
im Frankfurter Finanzzentrum
und darüber hinaus   …

Wie schon im Jahr 2012, lädt auch in
diesem Jahr wieder ein breites Bündnis
von Organisationen, Initiativen und Netz-
werken zu den Blockupy-Aktionstagen
nach Frankfurt ein, dem Ort der Europä-
ischen Zentralbank und vieler Banken und
Krisenakteure.

Blockupy in Frankfurt
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Houy ist wieder da  -
dank alter
Seilschaften
Sicher können viele mit dem Namen
„Houy“ nichts mehr anfangen. Kurz:
Bernhard Houy, ein SPD-Unterneh-
mer (seine Frau ist im SPD-Vorstand),
der in unserer Stadt und im Kreis Zei-
tungen herausgab. Die SPD unter-
stützte ihn regelmäßig mit Groß- und
Kleinanzeigen. Es nützte nichts. Houy

setzte die diversen Projekte immer
wieder in den Sand. Leidtragende gab
es viele. Mindestens eine Druckerei
blieb auf ihrer Rechnung sitzen. Nicht
nur Kinder, die Zeitungen austrugen,
auch andere Beschäftigte bekamen
kein Geld. Im Dezember 2011 wurde
das „Groß-Gerauer Kreisblatt“ einge-
stellt. Die Axxepto UG, die für das GGK
verantwortlich zeichnete und deren
Geschäftsführerin Houys Frau war,
war bankrott.
Im vergangenen Jahr gab es zwischen
den Geschädigten und dem Bürger-
meister ein Gespräch. Danach glaub-
ten die Teilnehmer: der windige Herr
Houy - gerade noch in den örtlichen
Parteivorstand gewählt - ist jetzt auch
bei der SPD weg vom Fenster. „Denks-
te!“ Er ist wieder da. Mit einer neuen
Firma und einer neuen Zeitung. Den
Geschäftsführer der neuen Firma
macht der Sohn. Bernhard Houy fir-
miert neben Werner Schmidt u.a. als
Redaktion.
Wir bekamen Post vom Flughafen. In
einem umfangreichen Schreiben
heißt es u.a.:
„Es ist schon ein großes Glück, wenn
jemand solche Parteifreunde hat. Im Vor-
jahr hörte man am Ort wenig von Herrn
Houy, doch nun ist er wie Phönix aus der
Asche gestiegen. Er ist wieder da und
macht wieder ein Zeitungsprojekt.
SPD-Parteichef Werner Schmidt hatte ein
Herz für seinen „Genossen“, der sich nicht
nur in Mörfelden-Walldorf unbeliebt ge-
macht hat, weil noch viele seiner ehema-
ligen Mitarbeiter auf ihren Lohn warten
und wohl auch im laufenden Insolvenz-
verfahren nichts bekommen werden.
Ganz zu schweigen von etlichen seiner
Vermieter, die schon seit Jahren auf aus-
stehende Mietzahlungen warten.
Doch zum Glück für Herrn Houy gibt es ja
Werner Schmidt: Er verschaffte seinem

Parteifreund einen Auftrag bei der Ge-
werkschaft Komba, eine „Spaltergewerk-
schaft“, für die Werner Schmidt bei der
Aufsichtsratswahl antrat.
Der Name Houy taucht im Impressum
des Redaktionsteams der Zeitung „Air-
port Aktuell“ gemeinsam mit Werner
Schmidt auf.
Offenbar ist die Firma Houy für die „Ge-
samtwerbung“ verantwortlich. Selbst die
Prospektverteiler waren „bezahlt.“

Da bleiben Fragen. Wir sind vor allem
gespannt auf die Antworten  der ört-
lichen SPD.

Stadtverordnetenvorsteher Werner Schmidt
in  illustrer Gesellschaft.

Fotoschnipsel aus der Zeitung „Airport Aktuell“, Mitarbeiterzeitung für den Frankfurter Flughafen.  Fotos: Houy

Von Reisen und
Klingeltönen
Die Zeitung der komba-„Gewerk-
schaft“ „Airport Aktuell“ ist gerade
vier Mal schnell hintereinander er-
schienen.
Der Grund: Werner Schmidt ist ver-
antwortlich und war Spitzenkan-
didat bei der Aufsichtsratswahl.
Verantwortlich für Gestaltung,
Satz, Marketing, Verteilung ist Ex-
klusiv Direktwerbung UG, ein Houy-
Konstrukt.
Die Zeitung - 12 Seiten, 4 farbig,
Auflage 25.000 - ist eine teure An-
gelegenheit.
Werner Schmidt wird von Houy
abgelichtet. Man sieht ihn mit Mi-
nisterpräsident Bouffier (CDU), mit
Finanzminister Hahn (FDP) und mit
den „Größen“ von SPD und Grü-
nen.
Es gibt Gewinnspiele (man kann
Flugtickets im Wert von 1200 Euro
gewinnen), auch Klingeltöne kann
man runterladen und den neues-
ten Komba-Song: „Du und ich sind
komba“. Da ist viel Geld im Spiel.

Die selbe Masche
In einer Ausgabe von „Airport Ak-
tuell“ erschien auch eine Anzeige
der Stadt Mörfelden-Walldorf. Auf
Nachfrage hat der Bürgermeister
zugegeben, dass er den Abdruck
dieser Anzeige in Werner
Schmidt's „Hauspostille“ aus dem
Hause „Houy“ genehmigt habe.
Die Stadt hätte nichts dafür be-
zahlt. Mit derselben Masche hat
die SPD in Stadt und Kreis jahre-
lang Houy's Bankrottblättern ei-
nen Hauch von Seriosität gege-
ben, den seine Beschäftigten und
Geschäftspartner teuer bezahl-
ten. Ihnen war wichtig, vor allem
„Hofberichterstattung“ und SPD-
Werbung unter's Volk zu bringen.
Und ein bisschen Antikommunis-
mus war auch recht. Dass hinter
Werner Schmidt's „Anzeigenac-
quise“ der Herr Houy steckte, will
Heinz Peter Becker nicht gewusst
haben. Das kann man ihm glau-
ben, muss es aber nicht. In diesem
Jahr will die SPD noch zwei Wahlen
gewinnen. Man darf gespannt
sein, ob sie wieder auf Houy's
Masche setzt.     GS
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Für ein Nachtflugverbot  von 22 bis 6 Uhr

Lebensgefahr durch
Wirbelschleppen
Immer wieder verursachen Wirbel-
schleppen der Flugzeuge in einer Rei-
he von Kommunen Schäden an den
Dächern innerhalb der Einflugschnei-
se. Dachziegel werden in Vorgärten
und auf die Straße geschleudert.
Es ist reines Glück, dass bisher kein
Mensch zu Schaden gekommen ist.
Die Fraport laviert, besichtigt die Dä-
cher.
Die Landesregierung ist ziemlich zy-
nisch: Ein Sprecher des Verkehrsmi-
nisteriums meinte, dass es nur um
Einzelfälle gehe.
Wirbelschleppenschäden würden
nicht statistisch erfasst oder ausge-
wertet. Sollten die Fälle eine andere
Dimension annehmen, schließe das

Eine neue Studie von Prof. Greiser
belegt:  Wir brauchen auch am Frank-
furter Flughafen schnellstens einen
besseren Lärmschutz.
Seine neue Studie „Prognose der
Krankheitskosten und Erkrankungen
durch nächtlichen Fluglärm im Um-
feld des Flughafens Frankfurt“ hat
Professor Dr. med. Eberhard Greiser
jetzt öffentlich vorgestellt.
Er kommt darin zu dem Ergebnis, dass
der Fluglärm in den nächsten 10 Jah-
ren 3 400 zusätzliche Todesfälle,
23 000 zusätzliche Krankheitsfälle und
Kosten für das Gesundheitssystem in

Das Propagandahaus
Über das „Umwelt- und Nachbar-
schaftshaus“ in Kelsterbach wird ge-
rade viel geschrieben. Diese Einrich-
tung ist direkt aus dem Mediations-
verfahren hervorgegangen. Man darf
es nicht vergessen: diese Mediation
war nicht ergebnisoffen, sondern
hatte vorrangig das Ziel, den Wider-
stand zu spalten und von der Straße
an den Verhandlungstisch zu hieven
und verhieß von Anfang an nur faule
Kompromisse. Die Bürgeriniativen
haben deshalb auch nicht teilgenom-
men.
Wenn jemand diese neue Propagan-
dadauerausstellung besucht, sollte
er das nicht vergessen.
Man findet dort vor allem eine mo-
derne Gehirnwäsche. Gut gemacht -
eine prächtige Multi-Media-Show zur
Huldigung des Fliegens. Hier wird auf
hohem Niveau Propaganda für den
Flughafen und die Airlines gemacht.
Diese Einrichtung - aus Steuergeld
finanziert - soll ein Element der Ver-
trauensbildung zwischen Ausbaube-
fürwortern und Ausbaugegnern sein.
Doch davon kann überhaupt keine
Rede sein. Die Probleme der Betroffe-
nen sehen anders aus.
In manchen Kommunen donnert alle
zwei Minuten ein Flugzeug mit 80 dB
(A) über die Häuser.
Die Kritik am wachsenden Flugver-
kehr und seinen Folgen wird  nicht
totgeschwiegen, sie wird einfach ver-
niedlicht. „Alles kann gelöst werden,
alles kein Problem für den Luftver-
kehr.“
Ach ja, der Waldeinschlag kommt
auch vor. Die Umweltbelastung für
die Region, die von den Rodungen
ausgehen, wird verschwiegen.
Letztlich ist es ein Haus, in dem abge-
lenkt werden soll. Ein Propaganda-
haus für unser Steuergeld.

3400 zusätzliche Todesfälle

Herzlichen Dank allen, die dem
„blickpunkt“ helfen:

Kreissparkasse Groß-Gerau
Konto 9003419, BLZ 50852553

Ministerium nicht aus, tätig werden
zu müssen.
Eine andere Dimension? Muss erst
ein Kind von einem Dachziegel er-
schlagen werden, bevor das Ministe-
rium tätig wird? Die Luftverkehrswirt-
schaft genießt offenbar Narrenfrei-
heit in diesem Land auf Kosten der
Anwohner.

Im Terminal  I zeigt eine Demonstrantin
heruntergefallene Dachziegel

Höhe von 1,6 Milliarden Euro verursa-
chen wird.
Prof. Greiser ist ein ausgewiesener
Experte, der im Jahr 2010 im Auftrag
des Umweltbundesamtes die Studie
„Risikofaktor nächtlicher Fluglärm“
erstellt und publiziert hatte.
Höchste Zeit, dass sich alle Parteien
für die Einführung eines Nachtflug-
verbotes von 22-06 Uhr, für eine deut-
liche Verringerung des Fluglärms am
Tage einsetzen. Jeder Landtagskan-
didat sollte damit konfrontiert wer-
den.

Flugbewegungen begrenzen
Die hessischen Grünen reden im Landtagswahlkampf jetzt wieder von Begren-
zung der Flugbewegungen am Frankfurter Flughafen. Die SPD - mit der sie nach
dem 22. September womöglich regieren wollen - will davon nichts wissen.

Wir vergessen nicht, dass die Grünen mit der SPD in Stadt und Kreis Anträge der
DKP/Linke Liste und der linken Kreistagsfraktion abgelehnt haben, sich für eine
Begrenzung der Flugbewegungen auf 380.000 einzusetzen - eine Forderung, die
vor allem von den Bürgerinitiativen gegen die Flughafenerweiterung vertreten
wird. Auch die Wählerinnen und Wähler sollten das nicht vergessen. Druck von
links - in den Parlamenten und außerparlamentarisch - bleibt notwendig.
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Schbrisch

Der soll merr mol
zwische Naachd

unn Dungkel
begäjene.

Stadtgeschichten

KuBaVeranstaltungen
im  Kulturbahnhof
Mörfelden

Zwei Fotos, eine Familie, eine Geschichte. Auf dem linken Bild sehen wir Wilhelm Cezanne 4., in Walldorf
bekannt unter seinem U-Namen „Lelle“, auf seinem Fuhrwerk mit den zwei Kühen nach getaner Arbeit
heimwärts fahrend, auf dem Mörfelder Weg. Auf dem rechten Foto sind  eine Schwiegertochter und zwei
Töchter von Wilhelm Cezanne mit ihren drei Kindern zu sehen. Aufgenommen etwa im Jahre 1929 zeigt das
Foto von links: Anna Cezanne geb. Scherer mit Tochter Kätha, Katharina Scherer geb. Cezanne mit ihrem jüngsten Sohn
Willi (auf dem Eimer sitzend) und rechts Gretel Cezanne mit ihrem Neffen Karl Scherer auf dem Arm (Sohn von Katharina
Scherer). Die drei Frauen mussten viel im Haus und auf den Äckern des Wilhelm Cezanne mithelfen, denn seine Frau war
früh gestorben und es gab viel zu tun. Außer den beiden Kühen gab es noch zwei Kälbchen, Schweine und Hühner. Wilhelm
war Nebenerwerbs-Landwirt, im Hauptberuf war er Maurer. Zum linken Bild ist überliefert, dass es am 6. Mai 1940 von einem
Fotografen aus Darmstadt aufgenommen wurde. Dieser war mit seinem Fahrrad auf dem Rückweg vom Flughafen und
bat Wilhelm Cezanne, von ihm eine Aufnahme machen zu dürfen. Er erzählte auch, was er am Flughafen fotografiert hatte,
nämlich die Sprengung der beiden Zeppelinhallen. Dies war damals auf Befehl Hermann Görings geschehen und zwar
genau drei Jahre nach der Katastrophe mit 36 Toten - auch am 6. Mai - im Jahre 1937, als der Zeppelin LZ 129 „Hindenburg“
bei der Landung in Lakehurst, New Jersey (USA) in Flammen aufging. Mit dem Befehl wollte der Kriegsverbrecher Göring
exakt drei Jahre später ein endgültiges „Aus“ für die Luftschifffahrt demonstrieren und gleichzeitig mehr Platz am Flughafen
für Kampfflugzeuge der Nazi-Luftwaffe schaffen.

Spieleabend
Dienstag, 7. Mai 2013, 20:00 Uhr, Eintritt frei

„Der Einzelkämpfer“, Film von Wilhelm Rösing
IN ZUSAMMENARBEIT MIT DER AKTION TOLERANZ
Mittwoch, 8. Mai 2013, 20:00 Uhr, Eintritt frei

Querbeat
Freitag, 10. Mai 2013, 20:00 Uhr, Eintritt frei
Es gibt was auf die Ohren: Im monatlichen Wechsel mit dem
bereits bekannten Querbeat gibt es einen „Ab Indie Kneipe“-
Abend.

Konzert: Claudia Rudek - akustisch mit Regina Schmitz
11. Mai 2013, 20:00 Uhr Konzert AK: 10 €, erm.: 7 €

Sonntagscafé
Sonntag, 12. Mai 2013, 15:00 Uhr, Eintritt frei

Das Vinyl wird gerettet!
Donnerstag, 16. Mai 2013, 20:00 Uhr, Eintritt frei

16 Bit - Konsolenabend
Freitag, 17. Mai 2013, 20:00 Uhr, Eintritt frei

Heavy-Metal-Frühstück # 2
18. Mai 2013, 10:00 Uhr, Kochen und Essen, Eintritt frei

Handarbeiten im KuBa! Der KuBa StrickStickKick
Samstag, 18. Mai 2013, 18:00 Uhr, Eintritt frei
StrickStickKick immer samstags einmal im Monat.


